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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS 

zu dem Entwurf einer Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 

216/2013 des Rates über die elektronische Veröffentlichung des Amtsblatts der 

Europäischen Union 

(14463/2017 – C8-0412/2018 – 2017/0039(APP)) 

(Besonderes Gesetzgebungsverfahren – Zustimmung) 

Das Europäische Parlament, 

– unter Hinweis auf den Entwurf einer Verordnung des Rates (14463/2017), 

– unter Hinweis auf das vom Rat gemäß Artikel 352 des Vertrags über die Arbeitsweise 

der Europäischen Union unterbreitete Ersuchen um Zustimmung (C8-0412/2018), 

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Rechtsausschusses zu der vorgeschlagenen 

Rechtsgrundlage, 

– gestützt auf Artikel 99 Absätze 1 und 4 und Artikel 39 seiner Geschäftsordnung, 

– unter Hinweis auf die Empfehlung des Rechtsausschusses (A8-0323/2018), 

1. gibt seine Zustimmung zu dem Entwurf einer Verordnung des Rates; 

2. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 

Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 
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STELLUNGNAHME DES RECHTSAUSSCHUSSES ZUR RECHTSGRUNDLAGE  

11.9.2017 

Herrn 

Pavel Svoboda 

Vorsitzender 

Rechtsausschuss 

BRÜSSEL 

Betrifft: Stellungnahme zur Rechtsgrundlage des Vorschlags für eine Verordnung des 

Rates zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 216/2013 über die elektronische 

Veröffentlichung des Amtsblatts der Europäischen Union (COM(2017)0087 – 

2017/0039(APP)) 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

der Rechtsausschuss hat in seiner Sitzung vom 19. und 20. Juli 2014 gemäß Artikel 39 

Absatz 3 der Geschäftsordnung beschlossen, sich aus eigener Initiative mit der Prüfung der 

Richtigkeit und Angemessenheit der Rechtsgrundlage des genannten Vorschlags der 

Kommission zu befassen. 

Der Ausschuss hat den genannten Gegenstand in seiner Sitzung vom 7. September 2017 

geprüft. 

I – Hintergrund 

 

Das Amtsblatt der Europäischen Union (Abkürzung: „ABl.“) dient der amtlichen 

Veröffentlichung der Gesetzgebungs- und sonstigen Rechtsakte der Europäischen Union. Bis 

2014 galt ausschließlich die Druckversion des Amtsblatts als die einzig gültige, 

rechtsverbindliche Fassung. Die elektronische Ausgabe, die seit 1998 online zugänglich war, 

galt lediglich als ein Informationsinstrument ohne rechtliche Bedeutung.  

 

Der Gerichtshof hat in der Rechtssache Skoma-Lux1 ausgeführt, dass Rechtsakte der Union 

gegenüber Einzelnen nicht durchsetzbar sind, wenn sie nicht ordnungsgemäß im Amtsblatt 

veröffentlicht wurden, und dass ihre Online-Veröffentlichung ohne eine entsprechende 

Regelung im Unionsrecht der ordnungsgemäßen Veröffentlichung im Amtsblatt nicht 

gleichgestellt werden kann.  

 

Mit dem Ziel, Abhilfe zu schaffen und es jedermann zu ermöglichen, die elektronische 

Ausgabe des Amtsblatts der Europäischen Union als die amtliche, rechtsverbindliche, aktuelle 

und vollständige Fassung heranzuziehen, wurde mit der Verordnung (EU) Nr. 216/20132 die 

                                                 
1 Urteil vom 11. Dezember 2007, Skoma-Lux sro/Celní ředitelství Olomouc, C-161/06, ECLI:EU:C:2007:773, 

Rn. 48. 
2 Verordnung (EU) Nr. 216/2013 des Rates vom 7. März 2013 über die elektronische Veröffentlichung des 
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bisherige Praxis aufgehoben, so dass die elektronische Ausgabe seit 2014 als 

rechtsverbindlich gilt und rechtliche Wirkung entfaltet, wohingegen die Druckversion nur 

dann veröffentlicht wird und rechtlich wirksam ist, wenn das Informationssystem des Amts 

für Veröffentlichungen der EU aufgrund einer Störung nicht betriebsbereit ist. 

 

In den Verträgen ist keine ausdrückliche Rechtsgrundlage vorhanden, aus der hervorgehen 

würde, welches Legislativverfahren für Angelegenheiten im Zusammenhang mit der 

Veröffentlichung von Rechtsakten im Amtsblatt anzuwenden ist. Gemäß den Artikeln 287 

und 297 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) ist die 

Veröffentlichung von Gesetzgebungsakten im Amtsblatt jedoch verbindlich. Die Verordnung 

(EU) Nr. 216/2013 stützt sich daher auf die sogenannte Flexibilitätsklausel nach 

Artikel 352 AEUV, von der nur dann Gebrauch gemacht werden darf, wenn ein Tätigwerden 

der Union im Rahmen der in den Verträgen festgelegten Politikbereiche erforderlich 

erscheint, um eines der Ziele der Verträge zu verwirklichen, und in den Verträgen die hierfür 

erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen sind. 

 

Seit dem Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon im Jahr 2009 erfordert die Nutzung der in 

Artikel 352 AEUV vorgesehenen Flexibilitätsklausel die Zustimmung des Parlaments. Diese 

Zustimmung wurde bei der Verabschiedung der Verordnung (EU) Nr. 216/2013 erteilt, da der 

Umstieg von der Druckversion auf die elektronische Ausgabe als eine rein technische Frage 

angesehen wurde und keine potenziellen politischen Optionen umfasste, zu denen sich das 

Parlament in seiner Rolle als Mitgesetzgeber aussprechen hätte müssen. Außerdem war man 

an einem möglichst schnellen Inkrafttreten der Verordnung interessiert.1 

 

Mit dem vorliegenden Vorschlag zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 216/2013 soll das 

Verfahren für die Authentifizierung der elektronischen Ausgabe des Amtsblatts aktualisiert 

werden, da in der Zwischenzeit auch die einschlägigen EU-Rechtsvorschriften zu 

elektronischen Signaturen aktualisiert wurden. Diese Rechtsvorschriften wurden gemäß dem 

ordentlichen Gesetzgebungsverfahren auf der Grundlage von Artikel 114 AEUV betreffend 

Harmonisierungsmaßnahmen im Binnenmarkt erlassen. 

 

Es stellt sich daher die Frage, ob sich der vorliegende Änderungsvorschlag auf die 

Flexibilitätsklausel nach Artikel 352 AEUV oder die Rechtsgrundlage für 

Harmonisierungsmaßnahmen nach Artikel 114 AEUV oder auf beide stützen soll. 

 

 

                                                                                                                                                         
Amtsblatts der Europäischen Union (ABl. L 69 vom 13.3.2013, S. 1). 
1 S. Begründung zu dem Entwurf einer Empfehlung des Rechtsausschusses vom 14. März 2012 im Verfahren 

2011/0070(APP). 
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II – Einschlägige Vertragsartikel 
 

Im Kommissionsvorschlag wurde der folgende Artikel des AEUV als Rechtsgrundlage 

aufgeführt (Hervorhebungen wurden hinzugefügt): 

 

Artikel 352 

(ex-Artikel 308 EGV) 

 

1. Erscheint ein Tätigwerden der Union im Rahmen der in den Verträgen 

festgelegten Politikbereiche erforderlich, um eines der Ziele der Verträge zu 

verwirklichen, und sind in den Verträgen die hierfür erforderlichen 

Befugnisse nicht vorgesehen, so erlässt der Rat einstimmig auf Vorschlag der 

Kommission und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments die 

geeigneten Vorschriften. Werden diese Vorschriften vom Rat gemäß einem 

besonderen Gesetzgebungsverfahren erlassen, so beschließt er ebenfalls 

einstimmig auf Vorschlag der Kommission und nach Zustimmung des 

Europäischen Parlaments. 

 

2. Die Kommission macht die nationalen Parlamente im Rahmen des 

Verfahrens zur Kontrolle der Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips nach 

Artikel 5 Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union auf die 

Vorschläge aufmerksam, die sich auf diesen Artikel stützen. 

 

3. Die auf diesem Artikel beruhenden Maßnahmen dürfen keine 

Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten in den Fällen 

beinhalten, in denen die Verträge eine solche Harmonisierung ausschließen. 

 

4. Dieser Artikel kann nicht als Grundlage für die Verwirklichung von Zielen 

der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik dienen, und Rechtsakte, die 

nach diesem Artikel erlassen werden, müssen innerhalb der in Artikel 40 

Absatz 2 des Vertrags über die Europäische Union festgelegten Grenzen 

bleiben. 

 

 

Artikel 114 AEUV lautet wie folgt (Hervorhebungen wurden hinzugefügt): 

 

Artikel 114 

(ex-Artikel 95 EGV) 

 

1. Soweit in den Verträgen nichts anderes bestimmt ist, gilt für die 

Verwirklichung der Ziele des Artikels 26 die nachstehende Regelung. Das 

Europäische Parlament und der Rat erlassen gemäß dem ordentlichen 

Gesetzgebungsverfahren und nach Anhörung des Wirtschafts- und 

Sozialausschusses die Maßnahmen zur Angleichung der Rechts- und 

Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten, welche die Errichtung und das 

Funktionieren des Binnenmarkts zum Gegenstand haben.  

 

[...] 
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Die Artikel 287 und 297 AEUV lauten wie folgt (Hervorhebungen wurden hinzugefügt): 

 

Artikel 287 

(ex-Artikel 248 EGV) 

 

1. Der Rechnungshof prüft die Rechnung über alle Einnahmen und Ausgaben 

der Union. Er prüft ebenfalls die Rechnung über alle Einnahmen und 

Ausgaben jeder von der Union geschaffenen Einrichtung oder sonstigen 

Stelle, soweit der Gründungsakt dies nicht ausschließt. 

 

Der Rechnungshof legt dem Europäischen Parlament und dem Rat eine 

Erklärung über die Zuverlässigkeit der Rechnungsführung sowie die 

Rechtmäßigkeit und Ordnungsmäßigkeit der zugrunde liegenden Vorgänge 

vor, die im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht wird. Diese 

Erklärung kann durch spezifische Beurteilungen zu allen größeren 

Tätigkeitsbereichen der Union ergänzt werden. 

 

[...] 

 

4. Der Rechnungshof erstattet nach Abschluss eines jeden Haushaltsjahrs 

einen Jahresbericht. Dieser Bericht wird den anderen Organen der Union 

vorgelegt und im Amtsblatt der Europäischen Union zusammen mit den 

Antworten dieser Organe auf die Bemerkungen des Rechnungshofs 

veröffentlicht.  

 

[...] 

 

Artikel 297 

(ex-Artikel 254 EGV) 

 

1. Gesetzgebungsakte, die gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 

erlassen wurden, werden vom Präsidenten des Europäischen Parlaments und 

vom Präsidenten des Rates unterzeichnet.  

 

Gesetzgebungsakte, die gemäß einem besonderen Gesetzgebungsverfahren 

erlassen wurden, werden vom Präsidenten des Organs unterzeichnet, das sie 

erlassen hat. 

 

Die Gesetzgebungsakte werden im Amtsblatt der Europäischen Union 

veröffentlicht. Sie treten zu dem durch sie festgelegten Zeitpunkt oder 

anderenfalls am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 

 

2. Rechtsakte ohne Gesetzescharakter, die als Verordnung, Richtlinie oder 

Beschluss, der an keinen bestimmten Adressaten gerichtet ist, erlassen 

wurden, werden vom Präsidenten des Organs unterzeichnet, das sie erlassen 

hat. 

 

Verordnungen, Richtlinien, die an alle Mitgliedstaaten gerichtet sind, sowie 
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Beschlüsse, die an keinen bestimmten Adressaten gerichtet sind, werden im 

Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. Sie treten zu dem durch sie 

festgelegten Zeitpunkt oder anderenfalls am zwanzigsten Tag nach ihrer 

Veröffentlichung in Kraft. 

 

Die anderen Richtlinien sowie die Beschlüsse, die an einen bestimmten 

Adressaten gerichtet sind, werden denjenigen, für die sie bestimmt sind, 

bekannt gegeben und durch diese Bekanntgabe wirksam. 

 

 

III – Ständige Rechtsprechung zur Rechtsgrundlage 

 

Nach der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs muss sich die Wahl der 

Rechtsgrundlage eines gemeinschaftlichen Rechtsakts auf objektive, gerichtlich nachprüfbare 

Umstände gründen, zu denen insbesondere das Ziel und der Inhalt des Rechtsakts gehören.1 

Die Wahl einer falschen Rechtsgrundlage kann daher ein Grund für die Nichtigerklärung des 

betreffenden Rechtsakts sein. 

 

In diesem Zusammenhang sind der Wunsch eines Organs, am Erlass eines bestimmten 

Rechtsakts intensiver beteiligt zu werden, der Kontext, in dem ein Rechtsakt erlassen wurde, 

und die aus anderen Gründen durchgeführte Arbeit auf dem betreffenden Gebiet ohne 

Bedeutung für die Bestimmung der korrekten Rechtsgrundlage.2 

 

Im Hinblick auf eine doppelte Rechtsgrundlage muss festgestellt werden, ob der Vorschlag 

1. entweder zwei Zielsetzungen hat oder zwei Komponenten umfasst, und sich eine von 

ihnen als die hauptsächliche oder überwiegende ausmachen lässt, während die andere nur 

nebensächliche Bedeutung hat, oder  

2. gleichzeitig mehrere Zielsetzungen hat oder mehrere Komponenten umfasst, die 

untrennbar miteinander verbunden sind, ohne dass die eine gegenüber der anderen nur 

zweitrangig und mittelbar ist. 

 

Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs ist der Rechtsakt im ersten Fall nur auf eine 

Rechtsgrundlage zu stützen, und zwar auf die, die die hauptsächliche oder überwiegende 

Zielsetzung oder Komponente erfordert, während er im zweiten Fall auf die verschiedenen 

einschlägigen Rechtsgrundlagen zu stützen ist.3 

 

 

IV – Ziel und Inhalt der vorgeschlagenen Rechtsvorschrift 

 

Das Ziel des Vorschlags besteht darin, das Verfahren für die Authentifizierung der 

elektronischen Ausgabe des Amtsblatts mithilfe einer elektronischen Signatur zu 

aktualisieren. In der Richtlinie 1999/93/EG über gemeinschaftliche Rahmenbedingungen für 

elektronische Signaturen4 ist die Nutzung eines qualifizierten Zertifikats für derartige 

                                                 
1 Rechtssache C-45/86, Kommission/Rat (Allgemeine Zollpräferenzen), Slg. 1987 01439, Rn. 5; Rechtssache C-

440/05, Kommission/ Rat, Slg. 2007 I-09097; Rechtssache C-411/06, Kommission/Parlament und Rat, Slg. 2009 

I-07585. 
2 Rechtssache C-269/97, Kommission/Rat, Slg. 2000 I-02257, Rn. 44. 
3 Siehe die oben zitierte Rechtssache C-411/06, Rn. 46 bis 47. 
4 ABl. L 13 vom 19.1.2000, S. 12. 
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Signaturen vorgesehen. Diese Richtlinie wurde in der Zwischenzeit aufgehoben und durch die 

Verordnung (EU) Nr. 910/2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für 

elektronische Transaktionen im Binnenmarkt1 ersetzt, mit der die Möglichkeit eingeführt 

wurde, ein Dokument mithilfe eines fortgeschrittenen elektronischen Siegels zu 

authentifizieren.  

 

Nach Ansicht der Kommission könnte die elektronische Signatur durch die Nutzung eines 

solchen fortgeschrittenen elektronischen Siegels automatisiert und das Verfahren für die 

Veröffentlichung des Amtsblatts in der Datenbank EUR-Lex beschleunigt werden. Die 

Nutzung eines elektronischen Siegels anstelle einer Signatur stellt in rechtlicher Hinsicht 

einen Unterschied dar, da an der Authentifizierungsmethode mithilfe einer Signatur eine 

konkrete natürliche Person beteiligt ist, wohingegen bei der Verwendung eines Siegels dieses 

von einer juristischen Person geschaffen wird, ohne dass dabei angegeben wird, wer innerhalb 

dieser juristischen Person für die Authentifizierung des Dokuments zuständig war. 

 

Der Vorschlag besteht nur aus zwei Artikeln: Mit dem ersten wird Artikel 2 Absatz 1 der 

Verordnung (EU) Nr. 216/2013 entsprechend den genannten Erwägungen geändert und bei 

dem zweiten handelt es sich um einen Standardartikel betreffend das Datum des 

Inkrafttretens. 

 

 

V – Bestimmung der zutreffenden Rechtsgrundlage 

 

Da seit dem Inkrafttreten der Verordnung (EU) Nr. 216/2013 im Jahr 2014 technologische 

und legislative Entwicklungen stattgefunden haben, die eine effizientere Gestaltung der 

Veröffentlichung des Amtsblatts ermöglichen, soll die Verordnung mithilfe dieses Vorschlags 

entsprechend aktualisiert werden. Es soll daher einführend darauf hingewiesen werden, dass 

dieses Dossier aus diesem Grund keine politischen Wahlmöglichkeiten enthält und der 

Vorschlag rein technischer Natur ist. 

 

Auf dem Hintergrund der oben angeführten ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs und 

angesichts dessen, dass das Parlament seine Zustimmung zur Annahme der Verordnung 

(EU) Nr. 216/2013 durch den Rückgriff auf die Flexibilitätsklausel in Artikel 352 AEUV 

erteilt hat, ändert sich die Rechtsgrundlage der Verordnung (EU) Nr. 216/2013 durch die 

Tatsache, dass dieser Änderungsvorschlag durch technologische Änderungen betreffend 

elektronische Signaturen motiviert ist, die sich aus der Annahme der Verordnung (EU) 

Nr. 910/2014 auf der Grundlage von Artikel 114 AEUV ergaben, nicht. 

 

Es soll auch darauf hingewiesen werden, dass das Parlament, als es seine Zustimmung zur 

Annahme der Verordnung (EU) Nr. 216/2013 erteilte, die Auffassung, dass diese auf dem 

Weg des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens auf der Grundlage der sogenannten Theorie 

der „stillschweigend übertragenen Zuständigkeit“ angenommen hätte werden können, mit der 

Begründung abgelehnt hat, dass diese Theorie hinfällig sei. Grund für ihre Hinfälligkeit seien 

die Vertragsänderungen und Änderungen der Beschlussfassungsverfahren in den fast 

60 Jahren, die seit dem Ratsbeschluss aus dem Jahr 1958 vergangen sind, mit dem das 

Amtsblatt begründet wurde und der auf der Grundlage dieser Theorie gefasst wurde.2 

                                                 
1 ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 73. 
2 Siehe Begründung zu dem Entwurf einer Empfehlung des Rechtsausschusses vom 14. März 2012 im Verfahren 
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Darüber hinaus wird die Flexibilitätsklausel nur dann genutzt, wenn ein Tätigwerden der 

Union im Rahmen der in den Verträgen festgelegten Politikbereiche erforderlich erscheint, 

um eines der Ziele der Verträge zu verwirklichen, und wenn in den Verträgen die hierfür 

erforderlichen Befugnisse nicht vorgesehen sind. Während die Verpflichtung zur 

Veröffentlichung von Rechtsakten im Amtsblatt eindeutig aus den Artikeln 287 und 297 

AEUV hervorgeht, ist die Tatsache, dass in Artikel 114 AEUV die Nutzung des ordentlichen 

Gesetzgebungsverfahrens vorgesehen ist, in diesem Zusammenhang unerheblich, da sich 

diese Bestimmung nicht auf die Veröffentlichung von Rechtsakten, sondern auf 

Harmonisierungsmaßnahmen im Binnenmarkt bezieht und die Nutzung dieses Verfahrens 

daher für die Verordnung (EU) Nr. 910/2014 über elektronische Signaturen, aber nicht für die 

Verordnung (EU) Nr. 216/2013 über die Veröffentlichung des Amtsblatts von Belang ist. 

 

Der Vorschlag kann daher nicht allein auf der Grundlage von Artikel 114 AEUV 

angenommen werden, sondern die Annahme muss auf der Grundlage der Flexibilitätsklausel 

nach Artikel 352 AEUV erfolgen. 

 

Es stellt sich dann die Frage, ob Artikel 114 AEUV zusammen mit Artikel 352 AEUV die 

Rechtsgrundlage des Vorschlags bilden soll. Gemäß der ständigen Rechtsprechung wird nur 

eine Rechtsgrundlage verwendet, wenn ein Vorschlag entweder zwei Zielsetzungen hat oder 

zwei Komponenten umfasst, und sich eine von ihnen als die hauptsächliche oder 

überwiegende ausmachen lässt, während die andere nur nebensächliche Bedeutung hat. Im 

vorliegenden Fall ist es offensichtlich, dass der Hauptzweck des Vorschlags die 

Veröffentlichung des Amtsblatts ist und dass den aus der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 

abgeleiteten Bestimmungen über elektronische Signaturen auf jeden Fall nur nebensächliche 

Bedeutung zukommt.  

 

Deshalb sollte sich der Vorschlag auf Artikel 352 AEUV stützen. 

 

Ungeachtet dessen soll darauf hingewiesen werden, dass die Nutzung der Flexibilitätsklausel 

umständlich und potenziell zeitaufwändig ist – nicht zuletzt angesichts der Tatsache, dass sie 

selten und nur in Ausnahmefällen verwendet werden soll und dass das Parlament dem 

endgültigen Wortlaut deshalb nur zustimmen oder ihn ablehnen kann, ohne in irgendeiner 

Weise unmittelbar an seiner Ausarbeitung beteiligt zu sein. Außerdem machen manche 

Mitgliedstaaten die Kontrolle durch die nationalen Parlamente zur Bedingung für seine 

Nutzung, und aufgrund künftiger technologischer Entwicklungen im Bereich der Robotik und 

der Automatisierung könnten möglicherweise neue Bestimmungen über die Veröffentlichung 

des Amtsblatts und die Tätigkeit der Amts für Veröffentlichungen erforderlich werden, die 

grundlegende politische Entscheidungen voraussetzen. Es sollte daher berücksichtigt werden, 

dass im Zuge künftiger Vertragsänderungen möglicherweise eine ausdrückliche 

Rechtsgrundlage für die Annahme von Maßnahmen im Zusammenhang mit derartigen 

Veröffentlichungen und Tätigkeiten auf dem Weg des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens 

geschaffen werden könnte. 

 

 

                                                                                                                                                         
2011/0070(APP). 
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VI - Schlussfolgerung 

 

Der vorstehenden Analyse zufolge ist Artikel 352 AEUV die korrekte Rechtsgrundlage für 

den Vorschlag. 

 

 

VIII - Empfehlung 

 

In seiner Sitzung vom 7. September 2017 beschloss der Rechtsausschuss einstimmig1, sich 

dafür auszusprechen, dass ein Schreiben mit der Empfehlung an den Präsidenten gerichtet 

werden sollte, den Rat und die Kommission über die potenziellen Probleme in Kenntnis zu 

setzen, die entstehen könnten, wenn in der Zukunft angesichts technologischer Entwicklungen 

umfassendere Änderungen der Verordnung (EU) Nr. 216/2013 vorgeschlagen würden. 

Außerdem sollte darin die Frage aufgeworfen werden, inwiefern dies im Zuge künftiger 

Regierungskonferenzen zur Änderung der Verträge die Schaffung einer neuen ausdrücklichen 

Rechtsgrundlage rechtfertigen würde, was das ordentliche Gesetzgebungsverfahren im 

Zusammenhang mit Angelegenheiten betreffend die Veröffentlichung des Amtsblatts und die 

Tätigkeit des Amts für Veröffentlichungen anbelangt. 

 

Mit vorzüglicher Hochachtung 

Pavel Svoboda 

 

 

                                                 
1 Bei der Schlussabstimmung waren anwesend: Jean-Marie Cavada (amtierender Vorsitzender und Verfasser der 

Stellungnahme), Lidia Joanna Geringer de Oedenberg (stellvertretende Vorsitzende), Isabella Adinolfi, Max 

Andersson, Joëlle Bergeron, Marie-Christine Boutonnet, Kostas Chrysogonos, Sergio Gaetano Cofferati, Lidia 

Joanna Geringer de Oedenberg, Mary Honeyball, Sylvia-Yvonne Kaufmann, Gilles Lebreton, António Marinho 

e Pinto, Julia Reda, Evelyn Regner, Axel Voss, Rainer Wieland, Tiemo Wölken, Tadeusz Zwiefka, Gabriel Mato 

und Andrey Novakov (anstelle von Rosa Estaràs Ferragut Emil Radev gemäß Artikel 200 Absatz 2). 
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